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1 Rechtsanwendung  

Zu Beginn des Studiums gilt es, sich einen Überblick zu verschaffen und sich 

ein Basiswissen anzueignen, auf das dann in den anderen Lehrveranstaltungen 

zurückgegriffen werden kann. In der Lehrveranstaltung „Grundlagen der 

Rechtsanwendung“ an der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern soll 

dieses Basiswissen vermittelt werden, losgelöst vom Fachwissen in anderen 

Lehrveranstaltungen. Hier wird die juristische Methodik erläutert, das 

Verwaltungsverfahren in seinen Grundzügen vorgestellt, es werden 

Grundbegriffe vermittelt und ein Überblick über die Organisation von Behörden 

gegeben. Dies begleitend zur Lehrveranstaltung verständlich für 

Studienanfänger zu erläutern, ist Ziel dieses Skripts. 

Verwaltungshandeln ist Rechtsanwendung. Die Menge der Vorschriften, die die 

Verwaltung zu berücksichtigen hat, nimmt dabei immer mehr zu. Umso wichtiger 

ist es, sich von Beginn des Studiums an eine Methodik anzugewöhnen, die den 

Umgang mit den Rechtsnormen erleichtert. Diese juristische Methodik einfach 

und in ihren Grundzügen zu erklären, ist ebenfalls ein Anliegen dieses Skriptes.  

Die Rechtsanwendung wird in diesem Skript in mehrere Schritte zerlegt. Diese 

Schritte werden eingehend erläutert und werden anschließen anhand einer 

einfachen Abschlussklausur an einem konkreten Fall aufgezeigt.  

Dabei wird davon ausgegangen, dass der Leser über keine rechtliche 

Vorbildung verfügt, so dass hier die Grundlagen der Rechtsanwendung in einer 

einfachen Sprache und mit vielen Beispielsfällen erläutert werden. Auf die 

Besonderheiten einzelner Rechtsgebiete wird in diesem Skript nicht in allen 

Einzelheiten eingegangen. Jedoch wird die Verknüpfung zu anderen 

Rechtsgebieten immer wieder aufgezeigt. 

Das Skript eignet sich auch zur Wiederholung von Grundlagen höherer 

Semester. 

  

Juristische Methodik 

Tipps für die  
Klausur-bearbeitung 


